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5730res 188.34  Berichseitiger Zwangsmaßnahmen gebührend zu beachten;15. das Ersuchen des Menschenrechtsrats an das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, unter Berücksichtigung aller bisherigen Berichte, Resolutionen und einschlä-
gigen Informationen, die dem System der Vereinten Nationen diesbezüglich zur Verfügung stehen, eine the-
matische Studie über die Wirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen auf den Genuss der Menschenrechte,
einschließlich Empfehlungen für Schritte zur Beendigung dieser Maßnahmen, zu erarbeiten und sie dem Rat
auf seiner neunzehnten Tagung vorzulegen;

16. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit aller Mitgliedstaaten auf diese Resolution zu
lenken, weiterhin ihre Auffassungen und Auskünfte über die Implikationen und schädlichen Auswirkungen
einseitiger Zwangsmaßnahmen auf ihre Bevölkerung einzuholen und der Generalversammlung auf ihrer
achtundsechzigsten Tagung einen analytischen Bericht hierzu vorzulegen, und erklärt erneut, dass praktische
Präventivmaßnahmen in dieser Hinsicht hervorzuheben sind;

17. beschließt, diese Frage auf ihrer achtundsechzigsten Tagung unter dem Unterpunkt „Menschen-
rechtsfragen, einschließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der effektiven Ausübung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten“ des Punktes „Förderung und Schutz der Menschenrechte“ mit Vorrang zu
behandeln.

RESOLUTION 67/171

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 20. Dezember 2012, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
154 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 28 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/67/457/Add.2 und
Corr.1, Ziff. 137)422:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische
Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bru-

Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Saudi-Ara-
bien, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Südsudan, Suriname, Swa-
siland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Türkei, Turk-
menistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Kanada, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ame-
rika.

Enthaltungen: Albanien, Australien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Island, Japan, Kroatien, Lettland, Litauen, Neuseeland, Niederlande,
Norwegen, Polen, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Samoa, San Marino, Schweden, Slowakei, Tsche-
chische Republik, Ukraine, Ungarn.

422 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: China, El Salvador, Kuba (im Na-
men der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen Länder sind) und Süd-
sudan.
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67/171. Das Recht auf Entwicklung

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, in der insbesondere die Entschlossenheit bekundet
wird, den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu fördern und zu die-
sem Zweck den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt aller Völker durch internationale Einrichtungen zu
fördern,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte423 sowie auf den Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte424 und den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte424,

sowie unter Hinweis auf die Ergebnisse aller großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Na-
tionen im Wirtschafts- und Sozialbereich,

ferner unter Hinweis auf die von der Generalversammlung in ihrer Resolution 41/128 vom 4. Dezember
1986 verabschiedete Erklärung über das Recht auf Entwicklung, in der bestätigt wird, dass das Recht auf Ent-
wicklung ein unveräußerliches Menschenrecht ist und dass die Gleichheit der Entwicklungschancen ein Vor-
recht der Nationen wie auch der einzelnen Menschen ist, aus denen die Nationen sich zusammensetzen, und
dass der einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznießer der Entwicklung ist,

betonend, dass die Erklärung und das Aktionsprogramm von Wien425 das Recht auf Entwicklung als uni-
verselles und unveräußerliches Recht und als festen Bestandteil der grundlegenden Menschenrechte bekräf-
tigten und erneut erklärten, dass der einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznießer der Entwicklung ist,

in Bekräftigung des Ziels, das Recht auf Entwicklung für jeden zur Wirklichkeit werden zu lassen, wie
in der von der Generalversammlung am 8. September 2000 verabschiedeten Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen426 dargelegt,

in großer Sorge darüber, dass die Mehrheit der indigenen Völker der Welt in einem Zustand der Armut
lebt, und in der Erkenntnis, dass die negativen Auswirkungen der Armut und der Ungleichheit auf die indi-
genen Völker dringend angegangen werden müssen, indem sichergestellt wird, dass sie in die Entwicklungs-
und Armutsbekämpfungsprogramme voll und wirksam einbezogen werden,

bekräftigend, dass alle bürgerlichen, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen und sozialen Rechte, ein-
schließlich des Rechts auf Entwicklung, allgemeingültig, unteilbar und miteinander verknüpft sind und ein-
ander bedingen und verstärken,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über das Ausbleiben von Fortschritten bei den Handelsver-
handlungen der Welthandelsorganisation und in Bekräftigung der Notwendigkeit eines erfolgreichen Aus-
gangs der Doha-Entwicklungsrunde in Schlüsselbereichen wie Landwirtschaft, Marktzugang für nichtland-
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wicklungsziels, bis 2015 den Anteil der Weltbevölkerung, dessen Einkommen weniger als einen US-Dollar
pro Tag beträgt, und den Anteil der Menschen, die Hunger leiden, zu halbieren,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs und der Hohen Kommissarin der Vereinten
Nationen für Menschenrechte434;

2. anerkennt die Bedeutsamkeit aller Veranstaltungen zur Begehung des fünfundzwanzigsten Jah-
restags der Erklärung über das Recht auf Entwicklung435, namentlich der während der achtzehnten Tagung
des Menschenrechtsrats abgehaltenen Podiumsdiskussion zum Thema „Der künftige Kurs bei der Verwirkli-
chung des Rechts auf Entwicklung: zwischen Politik und Praxis“;

3. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlungen an, die die Arbeitsgruppe des Menschen-
rechtsrats für das Recht auf Entwicklung auf ihrer elften Tagung im Konsens verabschiedete430, bekräftigt sie
und fordert zugleich ihre unverzügliche, vollständige und wirksame Umsetzung durch das Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte und andere maßgebliche Akteure, und nimmt au-
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15. bekräftigt die Verpflichtung zur Verwirklichung der in allen Ergebnisdokumenten der großen
Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen und den dazugehörigen Überprüfungsprozessen ge-
nannten Ziele und Zielvorgaben, insbesondere soweit sie die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung be-
treffen, in der Erkenntnis, dass die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung Grundvoraussetzung für die
Erreichung der in diesen Ergebnisdokumenten genannten Ziele und Zielvorgaben ist;

16. bekräftigt außerdem, dass die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung unabdingbar für die
Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien ist, wonach alle Menschenrechte allgemein-
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind, der Mensch im Mittelpunkt der
Entwicklung steht und anerkannt wird, dass die Entwicklung den Genuss aller Menschenrechte erleichtert,
umgekehrt jedoch ein Mangel an Entwicklung nicht als Rechtfertigung für die Schmälerung international an-
erkannter Menschenrechte angeführt werden darf;

17. hebt hervor, dass die Hauptverantwortung für die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte
beim Staat liegt, und erklärt erneut, dass die Staaten selbst die Hauptverantwortung für ihre wirtschaftliche
und soziale Entwicklung tragen und dass die Rolle der nationalen Politiken und Entwicklungsstrategien nicht
genug betont werden kann;

18. bekräftigt, dass die Staaten die Hauptverantwortung für die Schaffung nationaler und internatio-
naler Bedingungen tragen, die der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung förderlich sind, und dass sie
sich zu diesem Zweck zur Zusammenarbeit miteinander verpflichtet haben;

19. bekräftigt außerdem die Notwendigkeit eines internationalen Umfelds, das die Verwirklichung
des Rechts auf Entwicklung begünstigt;

20. betont, dass auf eine breitere Akzeptanz, die Operationalisierung und die Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung auf internationaler und nationaler Ebene hingearbeitet werden muss, und fordert alle
Staaten auf, die Maßnahmen zu ergreifen, die für die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung als fester
Bestandteil aller Menschenrechte und Grundfreiheiten erforderlich sind;

21. hebt hervor, dass es entscheidend wichtig ist, die Hindernisse aufzuzeigen und zu analysieren, die
sich der vollen Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung auf nationaler und internationaler Ebene entge-
genstellen;

22. erklärt, dass die Globalisierung zwar Chancen wie auch Herausforderungen mit sich bringt, dass
der Globalisierungsprozess jedoch das Ziel der Integration aller Länder in eine globalisierte Welt bislang ver-
fehlt hat, und betont, dass als Antwort auf die Herausforderungen und Chancen der Globalisierung Politiken
und Maßnahmen auf nationaler und globaler Ebene erforderlich sind, wenn dieser Prozess alle Beteiligten
einschließen und ausgewogen sein soll;

23. ist sich dessen bewusst, dass die Kluft zwischen den entwickelten Ländern und den Entwicklungs-
ländern trotz kontinuierlicher Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft nach wie vor unannehmbar
groß ist, dass die meisten Entwicklungsländer sich auch weiterhin Schwierigkeiten in Bezug auf ihre Teilha-
be am Globalisierungsprozess gegenübersehen und dass viele von ihnen Gefahr laufen, marginalisiert und
von seinen Vorteilen effektiv ausgeschlossen zu werden;

24. bekundet in dieser Hinsicht ihre tiefe Besorgnis darüber, dass sich die weitere Verschlechterung
der wirtschaftlichen und sozialen Lage, insbesondere in den Entwicklungsländern, infolge der derzeitigen in-
ternationalen Energie-, Nahrungsmittel- und Finanzkrise sowie der zunehmenden Probleme, die durch den
weltweiten Klimawandel und den Verlust der biologischen Vielfalt verursacht werden und insbesondere in
den Entwicklungsländern die Anfälligkeit und die Ungleichheiten verstärkt und die Entwicklungsfortschritte
beeinträchtigt haben, negativ auf die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung auswirkt;

25. unterstreicht, dass die internationale Gemeinschaft weit davon entfernt ist, das in der Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen426 gesetzte Ziel zu erreichen, die Zahl der in Armut lebenden Men-
schen bis zum Jahr 2015 zu halbieren, bekräftigt die zur Erreichung dieses Ziels eingegangene Verpflichtung
und betont den Grundsatz der internationalen Zusammenarbeit, einschließlich der Partnerschaft und gegen-
seitigen Bindung, zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern auf dem Weg zur Zielerrei-
chung;
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26. fordert die entwickelten Länder, sofern sie es noch nicht getan haben, nachdrücklich auf, konkrete
Anstrengungen zu unternehmen, um das Ziel der Bereitstellung von 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts
für die öffentliche Entwicklungshilfe für Entwicklungsländer und von 0,15 bis 0,2 Prozent ihres Bruttosozi-
alprodukts für die am wenigsten entwickelten Länder zu erreichen, und ermutigt die Entwicklungsländer, auf
den erzielten Fortschritten aufzubauen, indem sie sicherstellen, dass die öffentliche Entwicklungshilfe effek-
tiv eingesetzt wird, um zur Erreichung der Entwicklungsziele und -zielvorgaben beizutragen;

27. erkennt an, dass die Frage des Marktzugangs für Entwicklungsländer angegangen werden muss,
namentlich im Bereich der Landwirtschaft, der Dienstleistungen und der nichtlandwirtschaftlichen Erzeug-
nisse, insbesondere derjenigen, die für die Entwicklungsländer von Interesse sind;

28. fordert erneut eine in angemessenem Tempo vollzogene sinnvolle Handelsliberalisierung, na-
mentlich in den in der Welthandelsorganisation zur Verhandlung stehenden Bereichen, die Einhaltung der in
Bezug auf Durchführungsfragen und -anliegen eingegangenen Verpflichtungen, eine Überprüfung der Be-
stimmungen über besondere und differenzierte Behandlung mit dem Ziel, sie zu stärken und präziser, wirk-
samer und operativer zu machen, die Vermeidung neuer Formen des Protektionismus sowie Kapazitätsauf-
bau und technische Hilfe für Entwicklungsländer als wichtige Voraussetzungen für Fortschritte in Richtung
auf eine effektive Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung;

29. anerkennt den bedeutsamen Zusammenhang zwischen dem internationalen Wirtschafts-, Handels-
und Finanzbereich und der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung, unterstreicht in dieser Hinsicht die
Notwendigkeit, auf internationaler Ebene eine gute Ordnungspolitik zu gewährleisten und die Entscheidungs-
prozesse in Entwicklungsfragen auf eine breitere Grundlage zu stellen, organisatorische Lücken zu schließen
sowie das System der Vereinten Nationen und andere multilaterale Institutionen zu stärken, und unterstreicht
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einen besonderen Schwerpunkt auf die entwicklungsbezogenen und anderen Herausforderungen und die so-
zialen und wirtschaftlichen Auswirkungen, insbesondere für die Entwicklungsländer, legt;

35. erinnert an das Ergebnisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Ent-
wicklung mit dem Titel „Die Zukunft, die wir wollen“442;

36. erinnert außerdem an das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen443,
das am 3. Mai 2008 in Kraft trat, und betont, wie notwendig es ist, bei der Verwirklichung des Rechts auf Ent-
wicklung die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen, und wie wichtig es ist, die dies-
bezüglichen nationalen Anstrengungen durch internationale Zusammenarbeit zu unterstützen;

37. unterstreicht ihr Eintreten für die indigenen Völker im Prozess der Verwirklichung des Rechts auf
Entwicklung und bekräftigt die Verpflichtung zur Förderung der Rechte dieser Völker in den Bereichen Bil-
dung, Beschäftigung, Berufsausbildung und Umschulung, Wohnungswesen, Sanitärversorgung, Gesundheit
und soziale Sicherheit im Einklang mit den anerkannten internationalen Verpflichtungen auf dem Gebiet der
Menschenrechte und gegebenenfalls unter Berücksichtigung der von der Generalversammlung in ihrer Reso-
lution 61/295 vom 13. September 2007 verabschiedeten Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte
der indigenen Völker;

38. erkennt an, dass im Hinblick auf die Bekämpfung der Armut und die Herbeiführung der Entwick-
lung starke Partnerschaften mit Organisationen der Zivilgesellschaft und dem Privatsektor notwendig sind
und dass die Unternehmen ihrer gesellschaftlichen Verantwortung ge




